
Suchergebnisse: Arbeiterrat

8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut

gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden

Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

15. Januar 1918 – In Wien beginnen Rüstungsarbeiter einen Streik

Wien * Der in den Wiener-Neustädter Daimler-Motorenwerken am Tag zuvor begonnene Streik

weitet sich zur politischen Massenstreikbewegung in fast allen Industriegebieten des Habsburger

Reich bis nach Prag und Budapest aus. Bis zum 25. Jänner 1918 werden über 700.000 Arbeiter

in den Ausstand treten. Es kommt zur größten Streikaktion in der Geschichte des Landes. Die

Streikenden fordern nicht mehr nur       eine bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch   ein

demokratisches Wahlrecht,    die sofortige Beendigung des Krieges und   einen raschen

Friedensschluss ohne Annexionen in Brest-Litowsk.      In Massenveranstaltungen werden

Arbeiterräte - nach dem Vorbild der russischen Revolution - als ein konkretes Gegenmodell

politischer Interessenvertretung gewählt. Noch am ersten Tag des Wiener Streiks formuliert der

sozialdemokratische Parteivorstand Forderungen an die Regierung, die vom Arbeiterrat

akzeptiert werden. 

19. Januar 1918 – Weitreichende Zusagen an den Wiener Arbeiterrat

Wien * Angesehene österreichische Sozialdemokraten wie Viktor Adler rufen die Streikenden zur

Mäßigung auf und verhandeln mit der Regierung in Wien Verbesserungen aus. Der
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k.u.k.-Ministers des Äußern, Graf Ottokar Czernin von und zu Chudenitz, überreicht einer

Abordnung des Arbeiterrates eine Erklärung, in der er sich verpflichtet, die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk keinesfalls an territorialen Forderungen scheitern zu

lassen.     Ministerpräsident Ernst von Feuchtenegg sagt Reformen       des

Kriegsleistungsgesetzes und   des Ernährungsdienstes sowie   eine Demokratisierung des

Gemeindewahlrechtes zu. 

27. Januar 1918 – Die Berliner revolutionären Vertrauensleute beschließen den Generalstreik

Berlin * Eine Versammlung der der USPD nahestehenden Vertrauensleute aller Berliner

Großbetriebe, die sogenannten revolutionären Obleute, beschließt einstimmig, am nächsten

Morgen den Generalstreik zu beginnen.    Nach Wiener Vorbild wird ein aus 414 Personen

bestehender Arbeiterrat gebildet, der einen elfköpfigen Aktionsausschuss aus dem Kreis der

revolutionären Obleute wählt. Der Aktionsausschuss fungiert als Streikleitung und wird von

Richard Müller angeführt. Die USPD und die MSPD entsenden zusätzlich noch je drei Vertreter.

Als Vertreter der Arbeiterparteien werden       die USPD-Reichstagsabgeordneten Hugo Haase,

Georg Ledebour und Wilhelm Dittmann sowie   die SPD-Vorstandsmitglieder Friedrich Ebert,

Philipp Scheidemann und Otto Braun hinzugezogen. 

28. Januar 1918 – Revolutionäre Obleute organisieren in Russland Massenstreiks

Russland * Revolutionäre Obleute organisieren in Russland Massenstreiks gegen die

annexionistische Verhandlungsführung der Mittelmächte in Brest-Litowsk. Die Streiks dauern bis

4. Februar 1918 an. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten
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Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

30. Januar 1918 – Den Streikenden wird mit Bestrafung gedroht

Berlin * Auch hier schlägt - wie zuvor schon in Wien - das Imperium zurück.    Am Nachmittag

lässt der für Berlin zuständige Befehlshaber, Generaloberst Gustav von Kessel, alle

Versammlungen und Streikkomitees verbieten und verlautbaren: Wer sich den Befehlen nicht

fügt, setzt „sich schwerster Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die

Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.“    Der Arbeiterrat

gibt nicht nach. Die Arbeitskampfmaßnahmen werden erfolgreich weitergeführt. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

7. November 1918 – Eine erste Initiative zur Bildung von Räten

München * Um 15 Uhr wird eine erste Initiative zur Bildung von Räten beobachtet. Eine kleine

Gruppe von Soldaten findet sich „unter der Parole: Schaffung von Soldatenräte“ zusammen.

Nach einem Bericht der Münchener Post fordert ein USPD-Redner die „sofortige Einsetzung

eines Arbeiter- und Soldatenrats“ bereits als die Mehrheitssozialdemokraten und Gewerkschafter

zur Demonstration aufbrechen. 
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7. November 1918 – Die Räte sollen den Ablauf des Umsturzes organisieren

München-Ludwigsvorstadt * Der Mathäserbräu wird aufgrund seiner zentralen Lage zwischen

Hauptbahnhof, Wittelsbacher Palais, Landtagsgebäude, Außenministerium, Residenz und

Polizeipräsidium als Hauptquartier der Revolutionsbewegung ausgewählt. Die Funktion der

spontan entstandenen revolutionären Arbeiter- und Soldatenräte besteht zunächst darin, den

Ablauf des Umsturzes zu organisieren und seinen Erfolg sicherzustellen.    Die Räte fungieren als

Organe der Revolution. Sie leiten umgehend Maßnahmen ein:       Bewaffnete Soldaten

patrouillieren auf Lastkraftwagen die Nacht hindurch und sollen - wenn nötig - die Ordnung

aufrecht erhalten.   Vor den wichtigen öffentlichen Gebäuden werden Wachen aufgestellt.  

Die Verkehrs- und Nachrichtenzentren werden übernommen.   Die

wichtigen Zeitungsredaktionen und Verlagshäuser werden besetzt, um Bekanntmachungen zu

drucken und die Bevölkerung mit Informationen zu versorgen. 

7. November 1918 – Lorenz Winkler wird Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats

München * Lorenz Winkler, der bereits als Aktivist beim Münchner Januarstreik in Erscheinung

getreten ist, wird Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre fordern die Soldaten zum Mitmachen auf

München * Unter der Führung von Kurt Eisner, Ludwig Gandorfer, Felix Fechenbach, Hans

Unterleitner und weiteren 2.000 Arbeitern und Soldaten ziehen sie zu den Kasernen und

überreden die kriegsmüden Soldaten zum mitmachen. Zuerst eine Kraftwagenkolonne in der

Kazmairstraße, dann eine Landsturm-Kompanie in der Gudeinschule.  Im weiteren Verlauf

schließen sich auch die Truppen in der Marsfeld-Kaserne, Türkenkaserne und

der Max-II-Kaserne den Demonstranten an. Unterwegs befreien sie die Kameraden, die wegen

irgendeiner Aufsässigkeit im Militärgefängnis einsitzen. Aus Versehen befreien sie die Bewacher

gleich mit, die sich beim Herannahen der revolutionären Arbeiter selbst in die Zellen eingesperrt

haben. 

7. November 1918 – Die Dynastie Wittelsbach ist abgesetzt - die bayerische Republik gegründet

München-Kreuzviertel * Gegen 22:30 Uhr steht Kurt Eisner am Präsidentenpodium und erklärt im

Namen des Arbeiter- und Soldatenrats die Dynastie Wittelsbach für abgesetzt und die bayerische
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Republik für gegründet.  Er fährt fort: „Jetzt müssen wir zur Bildung einer Regierung fortschreiten.

[…] Der, der in diesem Augenblick zu Ihnen spricht, setzt Ihr Einverständnis voraus, dass er als

provisorischer Ministerpräsident fungiert.“  Der anschließend einsetzende begeisterte Applaus

bestätigt ihm die Annahme. Kurt Eisner ist damit bayerischer Ministerpräsident. 

7. November 1918 – Das erste gedruckte Dokument der Revolution erscheint

München * Ein gelbes Flugblatt, datiert vom Donnerstag, 7. Nov. 1918, nachts 11 Uhr, ist das

erste gedruckte Dokument der Revolution. Es schließt mit der Parole: „Es lebe der Frieden!

Nieder mit der Dynastie! Der Arbeiter- und Soldatenrat.“ Der Name Kurt Eisner taucht noch nicht

auf. 

7. November 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte wählen Kurt Eisner zu ihrem Vorsitzenden

München-Au - München-Ludwigsvorstadt * Kurt Eisner zieht sich nach der Einnahme der

Guldein-Schule in den Franziskaner-Keller an der Hochstraße zurück. Sicher auch, um einer

eventuellen Verhaftung zu entgehen. Als er erfährt, dass der Hauptteil der Soldaten und der

Arbeiter zum Mathäserbräu ziehen, begibt er sich auch dort hin.   Im Erdgeschoss wird er von

den anwesenden Arbeitern zum Ersten Vorsitzenden des Arbeiterrats gewählt. Sein Stellvertreter

wird Hans Unterleitner. Anschließend begeben sich er und weitere Mitglieder des Arbeiterrats in

das Obergeschoss, in dem er sich mit den Führern des Soldatenrats zur gemeinsamen Sitzung

zusammentrifft. Damit ist der Arbeiter- und Soldatenrat gegründet. 

8. November 1918 – Ein Aufruf an die ländliche Bevölkerung Bayerns

München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlichen

Ministerpräsident Kurt Eisner und der Bauernführer Ludwig Gandorfer einen Aufruf An die

ländliche Bevölkerung Bayerns, in dem sie die Notwendigkeit der Revolution darstellen und die

Friedensbemühungen der Regierung Eisner schildern.  „Der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenrat

betrachtet es als die erste und größte Aufgabe, dem Volke den heiß ersehnten Frieden zu

bringen und ist zum Zwecke der Einleitung von Friedensverhandlungen mit den Ententemächten

in Verbindung getreten.“  Zugleich verspricht man den militärischen Schutz der Grenzen Bayerns

und eine geordnete Demobilisierung, „damit Zustände wie in Österreich und Tirol, wo

heimkehrende Soldaten plündern und Kulturwerke zerstören, unmöglich werden!“ Daneben

werden sie zu reger Lebensmittelablieferung für die Städte aufgefordert. 
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8. November 1918 – Kurt Eisner und die Aufgabe der Arbeiterräte

München-Kreuzviertel * In der Eröffnungsrede in der ersten öffentlichen Sitzung des

provisorischen Nationalrates des Volksstaates Bayern erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner: „Die

Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und, wenn man

demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag diese Arbeiterräte entbehrlich

machen werde, so behaupte ich: Umgekehrt.  Denn wenn die Nationalversammlung nicht wieder

ausmünden soll in jenen leeren, hohlen Parlamentarismus, dann muss die lebendige Kraft der

Arbeiterräte sich entfalten. Sie sind gleichsam die Organisation der Wähler. Diese Wähler […]

sollen nicht ihren Parlamentariern überlassen, was Kluges oder Törichtes zu tun sie für gut

befinden.“ 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – In Nürnberg werden Arbeiter- und Soldatenräte gegründet

Nürnberg * Am Mittag trifft ein Zug mit Soldaten aus München in Nürnberg ein. Sie verbünden

sich mit den in Nürnberg stationierten Einheiten und besetzen alle Kasernen und öffentlichen

Gebäude.    Der Nürnberger SPD-Landtagsabgeordnete Ernst Schneppenhorst verständigt sich

mit der Nürnberger USPD auf ein gemeinsames Vorgehen. Sie können die Soldaten beruhigen

und lassen einen Arbeiter- und Soldatenrat wählen. 

8. November 1918 – Die MSPD setzt in Regensburg einen Arbeiterrat ein

Regensburg * Meuternde Soldaten lösen in Regensburg die Revolution in aus. Ein durch die
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örtliche MSPD gegründeter Arbeiterrat setzte sich an die Spitze der revolutionären Bewegung

und verhindert, dass es zu Ausschreitungen kommt. Der Arbeiter- und Soldatenrat ordnet sich der

Stadtverwaltung unter, um die prekäre Versorgungslage nicht zu gefährden. 

8. November 1918 – Thronverzicht des Herzogs Ernst-August von Braunschweig

Braunschweig * Am Nachmittag fordert eine Abordnung Herzog Ernst-August zur Abdankung auf.

Nach kurzer Bedenkzeit und nach Beratung mit seinen Ministern unterzeichnet dieser die

Urkunde. Anschließend veranlasst Ex-Herzog Ernst-August seine Minister zum Rücktritt und zur

Übergabe der Amtsgeschäfte an den Arbeiter- und Soldatenrat. 

8. November 1918 – Erste Sitzung der Revolutionäre im Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Kurz nach Mitternacht  hält der neu gebildete Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenrat im Sitzungssaal der Abgeordnetenkammer im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße - unter der Leitung Kurt Eisners - seine erste Sitzung ab.  Kurt Eisner proklamiert

die demokratische und soziale Republik Bayern, den Freistaat Bayern. Die Monarchie ist damit

gestürzt, die Republik geboren. In seiner Rede bemerkt Eisner: „Die bayerische Revolution hat

gesiegt. Sie hat den alten Plunder der Wittelsbacher Könige hinweggefegt.“    „Bayern ist fortan

ein Freistaat“ lautet der dritte Satz eines Aufrufs, der am Morgen des 8. November 1918 auf der

ersten Seite der Münchener Neuesten Nachrichten veröffentlicht wird. Mit dem Begriff

Freistaat nimmt Kurt Eisner eine Definition auf, die schon 150 Jahre zuvor für Republik gebraucht

wurde.  Mit dieser Wortwahl will er aber nicht nur den Unterschied zur Monarchie, sondern auch

die Eigenständigkeit Bayerns innerhalb eines deutschen Staatenbundes, der „Vereinigten Staaten

von Deutschland“, herausstellen. „Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern“ hat diesen Aufruf

„An die Bevölkerung Münchens“ gerichtet.    Noch deutlicher ist ein knallrotes Plakat, das bereits

in den Straßen Münchens hängt. Ihm können die interessierten Bürger entnehmen: „Die Dynastie

Wittelsbach ist abgesetzt. Hoch die Republik!“ 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die
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Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Die Revolution als Mittel zur Beendigung des Krieges

München * Die Stimmung in München und in Bayern ist sehr gut, da die Revolution vor allem als

ein Mittel zur Beendigung des Krieges begriffen wird und schon deshalb die Menschen in ihrer

Friedenssehnsucht begeistert. Obwohl die meisten Münchner die Revolution verschlafen haben,

hat sich die Bevölkerung sehr schnell den neuen Gegebenheiten angepasst.      Ob bei den

Hoflieferanten, der Post oder der Bayerischen Staatszeitung wird der Zusatz Kgl. umgehend

gestrichen oder überklebt.    Von den Türmen der Frauenkirche weht die rote Fahne.    Der

Arbeiter- und Soldatenrat hat die maximale Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn von 25 km/h

auf 12 km/h festgesetzt.    Der gesamte Telephon- und Telegraphenverkehr in andere Städte ist

gesperrt.  Der Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt den Schutz der städtischen Anstalten und

Betriebe und besetzt die Residenzwache.      Kurt Eisner verfasst in der Zwischenzeit Aufrufe an

die Bevölkerung: „An die Bevölkerung Münchens“, „An die ländliche Bevölkerung Bayerns“, „An

die Arbeiter Münchens“ und „An die Soldaten“. 

8. November 1918 – Die Proklamtion des Freistaats Bayern in den MNN

München - Freistaat Bayern * Nur die Münchener Neuesten Nachrichten - MNN können ihre

normale Morgenausgabe der Tageszeitung drucken. Auf der ersten Seite ist die Proklamation des

Freistaates Bayern abgedruckt:  An die Bevölkerung Münchens!    Das furchtbare Schicksal, das

über das deutsche Volk hereingebrochen, hat zu einer elementaren Bewegung der Arbeiter und

Soldaten geführt. Ein provisorischer Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat hat sich in der Nacht zum

8. November im Landtag konstituiert.  Bayern ist fortan ein Freistaat.  Eine Volksregierung, die

von dem Vertrauen der Massen getragen wird, soll unverzüglich eingesetzt werden.  Eine

konstituierende Nationalversammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht

haben, wird so schnell wie möglich einberufen werden.  Eine neue Zeit hebt an!  Bayern will

Deutschland für den Völkerbund rüsten.  Die demokratische und soziale Republik Bayern hat die

moralische Kraft, für Deutschland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem Schlimmsten
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bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten Augenblick durch die

Selbstregierung des Volkes die Entwicklung der Zustände ohne allzu schwere Erschütterung zu

ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die Grenzen überfluten oder nach dem Waffenstillstand

die demobilisierten Truppen das Chaos herbei führen.  Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat

wird strengste Ordnung sichern. Ausschreitungen werden rücksichtslos unterdrückt. Die

Sicherheit der Person und des Eigentums wird verbürgt.  Die  Soldaten in den Kasernen werden

durch Soldatenräte sich selbst regieren und Disziplin aufrecht erhalten. Offiziere, die sich den

Forderungen der veränderten Zeit nicht widersetzen, sollen unangetastet ihren Dienst versehen. 

Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung. Jeder Arbeiter an der neuen

Freiheit ist willkommen! Alle Beamte bleiben in ihren Stellungen. Grundlegende soziale und

politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt.  Die Bauern verbürgen sich für die

Versorgung der Städte mit Lebensmitteln. Der alte Gegensatz zwischen Land und Stadt wird

verschwinden. Der Austausch der Lebensmittel wird rationell organisiert werden.  Arbeiter, Bürger

Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen, das in diesen schicksalschweren Tagen sich

vorbereitet!  Helft alle mit, dass sich die unvermeidliche Umwandlung rasch, leicht und friedlich

vollzieht.  In dieser Zeit des sinnlos wilden Mordens verabscheuen wir alles Blutvergießen. Jedes

Menschenleben soll heilig sein.  Bewahrt die Ruhe und wirkt mit an dem Aufbau der neuen Welt! 

Der Bruderkrieg der Sozialisten ist für Bayern beendet. Auf der revolutionären Grundlage, die

jetzt gegeben ist, werden die Arbeitermassen zur Einheit zurückgeführt.  Es lebe die bayerische

Republik!  Es lebe der Frieden!  Es lebe die schaffende Arbeit aller Werktätigen!    München,

Landtag, in der Nacht zum 8. November 1918.Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern:Der

erste Vorsitzende: Kurt Eisner. 

8. November 1918 – Das Kabinett des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin entlassen

Schwerin * Großherzog Friedrich Franz IV. von Mecklenburg-Schwerin entlässt auf Druck der

Arbeiter- und Soldatenräte das Staatsministerium. Eine Regierung aus zwei Schweriner

Ratsvertretern und zwei bürgerlichen Reichstagsabgeordneten wird gebildet. 

9. November 1918 – Innenminister Auer gegen Einmischungsversuche der Räte

München * In einer Bekanntmachung des Innenministers Erhard Auer wird erläutert, dass „bis auf

weiteres die sämtlichen Stellen, die bisher mit der Versorgung der Bevölkerung sowie mit der

Überwachung und Regelung des Verkehrs mit Gegenständen des notwendigen Lebensbedarfs

betraut waren, weiter arbeiten“.    Nur diese offiziellen Stellen dürfen entsprechende

Anordnungen erlassen und durchführen. „Unberechtigte Einmischung Dritter wird nicht geduldet
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werden.“ Das richtet sich eindeutig gegen Einwirkungsversuche der Räte. 

9. November 1918 – Gründung eines Arbeiter- und Soldatenrats in Burglengenfeld

Burglengenfeld * In Burglengenfeld, am Standort der Maxhütte wird ein Arbeiter- und Soldatenrat

gegründet. Vorsitzender wird Joseph Schmid von der USPD.  Burglengenfeld wird zu einem

Musterbeispiel der „Räteherrschaft in der Provinz“ im Eisner‘schen Sinn. Kein Wunder, dass Kurt

Eisner seinen Antrittsbesuch in der Oberpfalz nicht in Regensburg, sondern in Burglengenfeld

abhält. 

9. November 1918 – In Dessau wird ein Arbeiter und Soldatenrat gebildet

Dessau * Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Fritz Hesse wird in Dessau ein Arbeiter- und

Soldatenrat gebildet. Erst am 12. November wird die Herzogsfamilie von Anhalt auf den Thron

verzichten. 

9. November 1918 – Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen wird abgesetzt

Darmstadt * Nachdem sich Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen weigert, freiwillig

zurückzutreten, wird er von einem gewählten Arbeiter- und Soldatenrat mit Zustimmung des

Vorsitzenden der MSPD-Landtagsfraktion, Carl Ulrich, formell abgesetzt. 

10. November 1918 – General Wilhelm Groener gibt eine Loyalitätserklärung ab

Spa - Berlin * Der Generalquartiermeister in der Obersten Heeresleitung - OHL, Wilhelm Groener,

gibt eine Loyalitätserklärung gegenüber gegenüber Reichskanzler Friedrich Ebert ab und bietet

ihm die Unterstützung der Reichswehr an. Im Gegenzug verlangt er von der Regierung       die

Bekämpfung des Bolschewismus und   die Ausschaltung der Soldatenräte.      Ebert lässt sich auf

diesen Bündnisvorschlag ein,       da er damit die Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin in Schach

halten   und das Offizierskorps ohne Reibungsverluste vom Kaiserreich in die neue Demokratie

hinüber retten kann. 

10. November 1918 – Keinerlei Verfügungen haben mehr Rechtskraft
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München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung verkündet, dass die „Vollzugsgewalt

durch die Beschlüsse der provisorischen Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

in die Hände des Ministeriums des bayerischen Volksstaats übergegangen“ ist. „Keinerlei

Verfügungen haben mehr Rechtskraft, die nicht vom Ministerium“ ausgehen. 

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm

ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige

Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 

10. November 1918 – In Regensburg wird ein Bauernrat gebildet

Regensburg * In Regensburg wird neben dem bestehenden Arbeiter- und Soldatenrat auch ein

Bauernrat gebildet. Den Vorsitz übernehmen Georg Heim und Sebastian Schlittenbauer vom

Zentrum, die am 12. November die Bayerische Volkspartei - BVP gründen werden. 

10. November 1918 – König Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt erklärt

Dresden * Der neugebildete Vereinigte Revolutionäre Arbeiter- und Soldatenrat erklärt König

Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt und die Monarchie für beseitigt. Im Zirkus

Sarrasani ruft Herrmann Fleißner von der MSPD die Republik aus. 
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11. November 1918 – Gründung von weiteren Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten

Freistaat Bayern * Die Münchener Post meldet die friedliche Bildung von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten in Ingolstadt, Regensburg, Straubing, Augsburg, Kaufbeuren, Lindau, Bamberg,

Landshut, Nürnberg und Würzburg. 

11. November 1918 – Die Regierung des Fürstentums Reuß jüngere Linie tritt zurück

Gera - Greiz * Der Arbeiter- und Soldatenrat zwingt die Regierung des Fürstentums Reuß jüngere

Linie zum Rücktritt. 

12. November 1918 – Georg Heim und die Bauernbündler

Regensburg - München * Der Bauerndoktor genannte Georg Heim schreibt an Kurt Eisner:  „Sie

haben jetzt ein Vorparlament, Soldatenrat, organisierte Arbeiter und Bauern. Von organisierten

Bauern kann ich nicht sprechen, denn zunächst sind nur Bauernbündler im Bauernrat und einige

willkürlich geladene Bauern. Unsere Arbeit wird ein anderes Gewicht haben, wenn wir als

Standesorganisation vollwertig dem Vorparlament angehören.“ 

12. November 1918 – Ein zitternder Herzog von Braunschweig und Lüneburg

Augsburg * Ernst August III. Herzog zu Braunschweig und Lüneburg und Prinz von Hannover hat

es nach seiner Abdankung am 8. November 1918 mit seiner Familie nach Augsburg verschlagen.

Er lebt in materieller Not in einem Hinterhof.    Da er als Ortsfremder keine Lebensmittelkarten

erhält, bekommt er auf seine vorsichtige Anfrage vom Arbeiter- und Soldatenrat die Auskunft,

dass er sich wie jeder andere Bürger bei der Behörde anmelden und seine Lebensmittelkarte

persönlich abholen kann.    Herzog Ernst August III. spricht daraufhin persönlich beim

Vorsitzenden des Augsburger Arbeiter- und Soldatenrats, Ernst Niekisch, vor: „Er zitterte am

ganzen Körper, im buchstäblichen Sinn des Wortes klapperte er mit den Zähnen. Ich beruhigte

ihn, niemand wolle ihm oder seiner Familie etwas zuleide tun. Ich händigte ihm die

Lebensmittelkarten aus.“ 

13. November 1918 – Fürst Friedrich von Waldeck-Pyrmont wird für abgesetzt erklärt
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Arolsen * Fürst Friedrich von Waldeck-Pyrmont wird durch eigens aus Kassel angereiste Vertreter

des dortigen Arbeiter- und Soldatenrats für abgesetzt erklärt. Das Fürstentum wird dadurch ein

Freistaat. 

14. November 1918 – Das neue Hauptquartier der OHL in Kassel

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schlägt ihr neues Hauptquartier in Schloss

Wilhelmshöhe in Kassel auf.  Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg wird vom

sozialdemokratischen Oberbürgermeister ziemlich devot begrüßt. Die Mitglieder des Arbeiter- und

Soldatenrats nehmen ihre rote Armbinden ab. 

14. November 1918 – Die Revolutionäre werden zur Minderheit

München * Der am ersten Revolutionstag (7. November) in München entstandene

Zentralarbeiterrat hat sich aus dem im Mathäserbräu gewählten Arbeiterrat entwickelt. Er ist

gleichbedeutend mit dem Revolutionären Arbeiterrat, der umgehend die Organisation von

Betriebsräten in München ergreift.    Die Münchner Betriebsräte gaben sich eine

Geschäftsordnung und wählten ihren eigenen Münchner Arbeiterrat. Dieser wird von

Gewerkschaftsführern geleitet. Er beansprucht für sich die legitime Vertretung des Münchner

Proletariats zu sein.    An diesem 14. November zwingt der Münchner Arbeiterrat den

Revolutionären Arbeiterrat zur Annahme der nachstehenden Forderungen:       Die Mitgliederzahl

des Revolutionären Arbeiterrats ist auf fünfzig zu beschränken.   Der Revolutionäre Arbeiterrat

wird sich mit den 550 Vertretern des Münchner Arbeiterrats zusammenschließen.   Diese

vereinigte Körperschaft wird dann einen neuen Zentralarbeiterrat wählen; von dessen fünfzig

Mitgliedern darf der Revolutionäre Arbeiterrat zehn bestimmen.      Innerhalb der Arbeiterräte in

München bilden die Revolutionäre nunmehr eine Minderheit. 

15. November 1918 – Der Ministerrat lehnt die Überwachung der Minister durch Räte ab

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat lehnt die „einzelnen Versuche von Vertretern des

Soldaten- und Arbeiterrates, die laufende Tätigkeit der Minister zu überwachen, […] als

unzulässig und undurchführbar“ ab. Er begründet dies mit dem Argument, dass es „unmöglich“

sei, „einen Gendarm neben sich zu haben“.    Dagegen wird eine „fortlaufende Informierung der

Räte über wichtige Angelegenheiten“ durchaus als zweckmäßig und anstrebenswert erachtet. 
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15. November 1918 – Räte als Grundlage der neuen Demokratie

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner sieht in den Räten die Grundlage für sein

Konzept einer neuen Demokratie. In seiner Regierungserklärung erklärt er, dass die

Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der öffentlichen Einrichtung noch vor der

Einberufung einer konstituierenden Nationalversammlung erreicht werden soll.  Kurt Eisner will

die Demokratisierung über eine Art Nebenparlament herbei führen, mit dem er auch bürgerliche

Kreise zur Mitwirkung am Aufbau des neuen Staates gewinnen wollte. Dieses Nebenparlament

sollte ihre Interessen sowohl gegenüber dem provisorischen Zentralparlament als auch

gegenüber der Regierung einbringen können.   „Ich habe vom ersten Tag der Revolution an in

dem System der Räte die große Schule der Demokratie und des Sozialismus gesehen und

glaube nicht, dass wir in Deutschland weiterkommen können, wenn wir nicht dieses System der

Räte entwickeln […] und dadurch das Volk mündig machen zur Entscheidung über sein

Schicksal.   Nicht die Politik des Wahlzettels tut es allein. […] Das hindert nicht, dass auch die

Politik des Wahlzettels notwendig ist, aber das Rätesystem […] soll den Wähler lesen, denken

und entscheiden lehren, nicht in acht Tagen vor der Wahl, sondern tagaus, tagein.“ 

18. November 1918 – Richtlinien für die Räte werden erarbeitet

München * Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte werden erarbeitet. Dabei treten die

gegensätzlichen Vorstellungen des Ministerpräsidenten Kurt Eisner und des Innenministers

Erhard Auer deutlich zu Tage.  Im Entwurf des MSPD-Politikers Erhard Auer vom 18. November

1918 ist    die Bildung von Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräte nur im Bedarfsfalle vorgesehen. 

Die Räte sollen dann für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sorgen.  Eine

Vollzugsgewalt steht ihnen nicht zu.  Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

soll den seitherigen Stellen und Behörden vorbehalten bleiben.    Für Erhard Auer sind die

Arbeiter- und Bauernräte hauptsächlich Hilfseinrichtungen und sind damit der Verwaltung

eindeutig untergeordnet. 

18. November 1918 – Rosa Luxemburg will die Konzentration der Macht bei den Räten

Berlin * Rosa Luxemburg fordert die Konzentration der Macht in den Händen der Arbeiter- und

Soldatenräte. 
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18. November 1918 – Ebert wird über die geplante Gegenrevolution informiert

Berlin * Ministerialdirektor Walter Simons informiert Reichskanzler Friedrich Ebert über die

Planungen der Obersten Heeresleitung - OHL zur Gegenrevolution. Sie will       fünfzehn gut

disziplinierte Divisionen in Berlin einmarschieren lassen,   die Arbeiter- und Soldatenräte

auflösen,   Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten mit diktatorischer Gewalt

proklamieren,   den Reichstag sofort einberufen und   eine provisorische Reichsverfassung

schaffen.      Ebert reagiert zurückhaltend, was von der OHL gedeutet wird, dass er bei einem

Erfolg der Aktion mitmachen, aber nicht die Initiative ergreifen würde. 

19. November 1918 – Vorauseilende Vorschriften für die Räte

München * Obwohl über die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte erst am 26. November

1918 abschließend beraten werden wird, macht Innenminister Erhard Auer in einem Schreiben

deutlich:    „Den Arbeiterräten steht keinerlei Vollzugsgewalt zu. Die bisherigen Gesetze und

sonstigen Rechtsvorschriften bleiben in Kraft und werden von den gesetzlich berufenen

Behörden, Stellen und Körperschaften vollzogen.     Die Arbeiterräte haben lediglich im

Benehmen mit den zuständigen staatlichen und gemeindlichen Stellen und im Rahmen einer

hierüber getroffenen Vereinbarung für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu sorgen

und allenfalls die Durchführung weiterer Aufgaben dieser Stellen zu unterstützen.“ 

19. November 1918 – Der Revolutionäre Arbeiterrat fordert Rechte

München * Der Revolutionäre Arbeiterrat hat ebenfalls einen Entwurf für die Richtlinien für die

Arbeiter- und Bauernräte erarbeitet. Er befasst sich hauptsächlich mit der Arbeit und der Stellung

der Spitzengremien der bayerischen Räte.    Der Zentralarbeiterrat soll gemeinsam mit den

Bauern- und Soldatenräten die revolutionäre Macht darstellen, aber - und das ist abgestimmt mit

Innenminister Erhard Auer - keine Vollziehungsgewalt haben.    Dafür fordert der

Zentralarbeiterrat aber eine dauernde Kontrolle über die Tätigkeit der Minister und der

Ministerien, indem er in jedes Ministerium einen Volkskommissar entsendet. Dieser soll mit

umfassenden Beteiligungs- und Initiativrechten ausgestattet werden. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner
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seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

21. November 1918 – Eduard Schmid fordert Reformen im Rathaus

München-Graggenau * Der Mehrheitssozialist Eduard Schmid fordert in der Magistratssitzung im

Münchner Rathaus in einem Antrag       eine Vereinfachung der Stadtverwaltung,   eine

schrittweise Reform, die der neuen politischen Lage angepasst ist,   die sofortige Herstellung der

„notwendigen Fühlung […] mit den zuständigen Stellen des Volksstaates“.   „Die

Kommunalverbände sollen zunächst durch das Wirken des Arbeiter- und Soldatenrates nicht

beeinflusst werden.“ 

21. November 1918 – Keine Vollzugsgewalt für die Räte

München * In einem seiner vielen Briefe und Telegramme an die Behörden und Bezirksämter

schreibt Innenminister Erhard Auer unter dem Betreff: Befugnisse der Soldaten-, Arbeiter- und

Bauernräte folgende Zeilen:    „Den Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräten steht keinerlei
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Vollzugsgewalt zu. Sie haben daher jeden Eingriff in die staatliche und gemeindliche

Verwaltungstätigkeit zu vermeiden. Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

wird grundsätzlich nach wie vor von den seitherigen Stellen und Behörden wahrgenommen.“ 

25. November 1918 – Eisner Die Revolution ist keine Demokratie

Berlin * Kurt Eisner spricht im Berliner Vollzugsrat der Arbeiter- und Soldatenräte:  „Die

Revolution ist keine Demokratie. Sie will sie erst schaffen. Arbeiter- und Soldatenräte müssen

überall die Grundlage der neuen Entwicklung bilden, und die Nationalversammlung kann und darf

erst dann einberufen werden, wenn die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sich so sehr

entwickelt haben, daß alles von dem neuen Geist erfüllt ist, dann darf vielleicht an die

Nationalversammlung gedacht werden, sie wird dann auch schon überflüssig sein, weil wir, die

Arbeiter, Soldaten- und Bauernräte, schon die Nationalversammlung sind.“ 

25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden

Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

26. November 1918 – Die Einstellung der Kriegsproduktion verzögern

Berlin - München * Ein Beauftragter des Berliner Vollzugsrats beim Demobilisierungsamt schreibt

an den Münchner Arbeiter- und Soldatenrat: „Verlangt nicht um jeden Preis die sofortige

Einstellung der Kriegsfabrikation. Ihr macht damit unzählige Kameraden brotlos.“ 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

Münchner Zeitensprünge Seite 17/46



der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

27. November 1918 – Die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann gefordert

München - Berlin * Der Vollzugsausschuss der Münchner Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte fordert die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann. 

28. November 1918 – Ministerpräsident Eisner will das alte System abschaffen

München * Gegenüber den Münchner Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten äußerte sich Kurt

Eisner so: „Ich kam nach Berlin als Vertreter Bayerns und sah da zu meiner großen

Überraschung, dass in Berlin die Konter-Revolution nicht droht, sondern dass sie ruhig regiert.

Die Konter-Revolution regiert in Berlin ganz gemütlich, als ob nichts geschehen wäre. […]   Wir

können nicht mit dem alten System weiterarbeiten. […] Was im Auswärtigen Amt sitzt, ob es nun

alldeutsch ist, oder ob es […] für den Verständigungsfrieden gewirkt hat, das ist ganz gleich,

diese Herren sind Vertreter des alten Systems und in ihren Händen ist noch der gesamte Apparat

der öffentlichen Meinung, der Presse des In- und Auslandes. Der funktioniert noch genauso wie

während des Krieges.“ 

28. November 1918 – Das Bürgertum wird von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen

München * Ministerpräsident Kurt Eisner betont in der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte, dass „die Grundlage der politischen Macht bis zur endgültigen Nationalversammlung
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außer in der Regierung in den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten" besteht.  Die anderen

Bevölkerungskreise werden aufgrund ihrer fachlichen und sachlichen Voraussetzungen zwar

gebraucht, aber politische Macht soll ihnen nicht eingeräumt werden. Das bedeutet, dass Eisner

das Bürgertum - bis zur Neuwahl der Nationalversammlung - von der Mitbestimmung in der Politik

ausschließen will. 

28. November 1918 – Die Vorherrschaft Preußens brechen

München * In der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte erklärt Kurt Eisner seine

Einstellung zur Hegemonie [= Vorherrschaft] Preußens, zur Selbstständigkeit der Länder und zum

Föderalismus:  „In Berlin ist das Verbrechen ausgekocht worden, und deshalb der Hass gegen

Berlin, und ich, der ich dringend wünsche, dass die Zersetzung Deutschlands nicht zu einer

endgültigen Auflösung Deutschlands führe, sondern dass dass wir zusammen bleiben, ich bin der

festen Überzeugung, dass zunächst einmal die Einzelstaaten sich ihrer eigenen Haut wehren

müssen, so lange, bis wir wieder zusammen aktionsfähig werden.“ 

1. Dezember 1918 – Prof. Foerster fürchtet die bayerische Entwicklung

München * Der sich in München aufhaltende bayerischen Gesandte in Bern, Prof. Dr. Friedrich

Wilhelm Foerster, veröffentlicht eine Erklärung mit der Überschrift „Die Unhaltbarkeit der

gegenwärtigen politischen Lage in Bayern“, in der er sich tief enttäuscht über die Entwicklung in

München äußert. Er befürchtet eine Entwicklung zur Vorherrschaft durch die revolutionären Räte. 

  „Dass aber dadurch eine wahrhaft demokratische Vertretung der Interessen und Rechte aller

Klassen noch nicht gesichert wird, ist ohne weiteres klar. Eisner will aber auch solche Gleichheit

der Vertretung gar nicht. […] Er hat jeden Glauben an das Bürgertum verloren. Und darum kämpft

er verzweifelt gegen die Nationalversammlung.“ 

7. Dezember 1918 – Der Arbeiterrat tagt im Deutschen Theater

München * Die konstituierende Sitzung des Münchener Arbeiterrats findet im Deutschen Theater

statt. Das Gremium setzt sich aus über 400 gewählten Arbeiterräten und den rund 50 Mitgliedern

des Revolutionären Arbeiterrates zusammen. Die Mehrheit des Münchener Arbeiterrates besteht

aus Mitgliedern der Mehrheitssozialdemokraten. 
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7. Dezember 1918 – Räte: Der Abschaum der Bevölkerung

München - Vatikan * Uditore [= die rechte Hand des Nuntius] Lorenzo Schioppa berichtet an den

Kardinalstaatssekretär Pietro Gasparri: „Der Münchner Arbeiter- und Soldatenrat setzt sich aus

dem Abschaum der Bevölkerung zusammen, aus vielen Nichtbayern aus der Marine, Juden,

Einheimischen, die schon lange gegen Adel und Klerus aufbegehren, und kaum aus Bürgern und

Soldaten, die wirklich an der Front waren“. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 

9. Dezember 1918 – Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich erstmalig

München-Kreuzviertel * Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich am 9. und 10.

Dezember 1918 erstmalig zu einer zweitägigen Tagung im Gebäude des Bayerischen Landtags.

Sie beratschlagen über       ihre Position zur politischen und wirtschaftlichen Lage Bayerns,     die

Aufgaben der Arbeiterräte-Organisation und   wählen die 50 Vertreter der Arbeiterschaft zum

provisorischen Nationalrat. 

9. Dezember 1918 – Kurt Eisner erklärt die beabsichtigten Ziele der Januar-Streiks

München * Vor den bayerischen Arbeiterräten erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner:   „Wir wollten

die Revolution nicht erst machen in der Zeit des militärischen Zusammenbruchs, sondern im

Gegenteil schon entfesseln, als Deutschland auf der Höhe seiner militärischen Macht stand. […]

Das war der Sinn des Streiks.“ 

9. Dezember 1918 – Die Nationalversammlung ist entbehrlicher als die Arbeiterräte
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München * Ministerpräsident Kurt Eisner erklärt auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte: 

„Die Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und wenn

man demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag, diese Arbeiterräte

entbehrlich machen würde, so behaupte ich: Umgekehrt, es wäre noch eher die

Nationalversammlung entbehrlich als die Arbeiterräte.“ 

9. Dezember 1918 – Gustav Landauers positive Bilanz zu den Räteorganisationen

München * Gustav Landauer zieht eine positive Bilanz zur Tätigkeit der Räteorganisationen:     

„Da handelt es sich vor allen Dingen um die Umstellung der Kriegswirtschaft in die

Friedenswirtschaft. Zum Beispiel hat der Zentralarbeiterrat wesentlich dabei mitgewirkt, […]       

dass die Alliiertenwerkstätten sofort in Friedenswerkstätten, in Werkstätten zur Herstellung von

Waggons und Lokomotivteilen umgewandelt werden.    Es ist eine sofortige Einstellung der

Rüstungsbetriebe durchgesetzt worden. Wir haben aber dafür gesorgt und daran mitgearbeitet,

dass eine vierwöchige Kündigungsfrist mit voller Bezahlung der Arbeitslosenunterstützung

inngehalten werden musste.       Wir haben […] mitgearbeitet        an der Versorgung Bayerns mit

Kohle,    an der Verstaatlichung des Lastkraftwagenverkehrs, […]    dass Wagen, Pferde, Vieh,

Gerät aller Art bei uns im Lande bleibt und vor allen Dingen von unseren Produzenten und von

unseren Bauern verwertet wird,    an der Durchführung der 44-Stunden-Woche mit freiem

Samstagnachmittag.“ 

10. Dezember 1918 – Die Räte bilden eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie

München * Auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte erklärt Innenminister Erhard Auer, dass

er über 600 Telegramme herausgegeben hat, in denen Beschlüsse von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten aufgehoben worden sind.    Die Sitzung ist aufgrund von Protesten gegen die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte der Räte aus der Provinz einberufen

worden. Man beschließt eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie. 

12. Dezember 1918 – Räte als Schule der Demokratie

München-Ludwigsvorstadt * In einer Wahlkampfrede im Mathäserbräu bringt Kurt Eisner seine

inzwischen in allen Passagen durchdachte Einstellung zu den Räten zum Ausdruck:  „Die Räte

sollen die Schulen der Demokratie werden, daraus dann sollen die Persönlichkeiten

emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. Das ist der tiefste Sinn des Sozialismus:
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Selbstständigkeit der Gesamtheit.   Die ‚Vertreter‘ der ‚Masse‘ - sie mögen noch so tüchtig sein,

noch so nützliche Arbeit leisten, aber das sind schon die Leute, die emporgekommen sind. In den

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten, in der Stadt und auf dem Lande, da kann jeder lernen,

politisch und wirtschaftlich tätig zu sein. Darum, Parteigenossen, stehe und falle ich mit diesem

Gedanken, dass die demokratische Organisation der Massen selbst künftig die Grundlage aller

Entwicklung sein muss. Dort wirkt Idealismus, dort ist freie öffentliche Tätigkeit möglich. Dort gibt

es keine Führer und keine Angeführten, sondern dort lebt die Masse selbst.“ 

13. Dezember 1918 – Der provisorische Nationalrat hält seine zweite Sitzung ab

München-Kreuzviertel * Der sich aus Delegierten der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte zusammensetzende provisorischen Nationalrat hält seine zweite Sitzung im Gebäude

des Bayerischen Landtags in der Prannerstraße ab.   Die Regierung Eisner räumt dem

Provisorischen Nationalrat lediglich eine beratende Funktion ein und verweigert ihm jede

Mitwirkung an der Gesetzgebung.

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu

weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 

16. Dezember 1918 – In Berlin beginnt der Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte

Berlin * Der Erste Allgemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beginnt im

Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin. Der Reichsrätekongress dauert bis zum 20. Dezember.

   Pro 200.000 Einwohner wird ein Arbeiterrat, pro 100.000 Soldaten ein Soldatenrat entsandt. Die

SPD-Delegierten haben eine Zweidrittelmehrheit.    Nur zwei von 490 Delegierten sind Frauen.

298 Delegierte sind Mitglieder der MSPD, 101 Delegierte gehören der USPD an. 25 bezeichnen

sich als Demokraten, 26 Soldatenräte und 49 Arbeiterräte machen keine Angaben zu ihrer

politischen Orientierung. 
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17. Dezember 1918 – Neue Bestimmungen für die Arbeiterräte

München * Die Regierung erlässt Bestimmungen über Organisation und Befugnisse der

Arbeiterräte. Sie lösen die Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte ab. Eine

inhaltliche Verbesserung über die Befugnisse der Räte bringen die Bestimmungen nicht. Es bleibt

bei der Vorrangstellung der Behörden.    Die Bestimmungen für die Arbeiterräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Arbeiterräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt.     Die Anordnung enthält drei wichtige

Sonderbestimmungen, deren Auswirkungen sich auf den ersten Blick nicht gleich offenbaren.       

Soldatenräte sind von den Arbeiterräten völlig zu trennen. Ihre Bezahlung erfolgt ausschließlich

durch den Militärhaushalt.   Die Bauernräte sind mit den Arbeiterräten zusammenzuschließen.  

Nur Arbeiterräte haben das Recht auf staatliche Bezüge. 

17. Dezember 1918 – Die Räte als Grundlage des Parlaments

München-Kreuzviertel * Auf der Sitzung des provisorischen Nationalrats antwortet

Ministerpräsident Kurt Eisner auf den Liberalen Ludwig Quidde:  „Die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte müssen sich jetzt konsolidieren, sie müssen die Grundlage aller zukünftigen

parlamentarischen Tätigkeit bilden: die Nationalversammlung kann nicht der Anfang sein, sie

kann nur das Ende, das letzte Ergebnis der Tätigkeit der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

bilden.“ 

17. Dezember 1918 – Die Volksmarinedivision alarmiert den Räte-Kongress

Berlin * Protestierende Soldaten unter dem Führer der Volksmarinedivision, Heinrich Dorrenbach,

erscheinen im Plenum des Ersten Allgemeinen Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte

Deutschlands und alarmieren die anwesenden Delegierten. Sie fühlen sich durch die

zurückgekehrten Fronttruppen, dem Kriegsministerium und der Stadtkommandantur bedroht.    

Wo die Frontsoldaten auf die Räte treffen, kommt es zu Zusammenstößen. Versuche, die

Soldatenräte zu behindern oder gleich ganz aufzulösen sowie die Embleme der Revolution zu

beseitigen, sind keine Einzelfälle. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte

Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es
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zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär

vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.

Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer

Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit

befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen
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Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der

MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den

Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Kongress der Räte Deutschlands wählt den Zentralrat

Berlin * Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wählt den Zentralrat, der nur

aus Vertretern der MSPD und Soldaten besteht. 
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19. Dezember 1918 – Hindenburgs offener Ungehorsam

Kassel * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und die Oberste Heeresleitung - OHL

weigern sich, die vom Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beschlossenen

Hamburger Punkte anzuerkennen und weisen die Generalkommandos an, ebenso zu verfahren.  

 Das ist offener Ungehorsam. Man will sich keinesfalls der demokratischen Willensbildung

beugen. 

19. Dezember 1918 – Der erste Feierabend im Deutschen Theater

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend veranstalten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte den

ersten Feierabend im Deutschen Theater. Die Veranstaltung soll der Bevölkerung „die Seele

aufrütteln zu der Erkenntnis, dass wir Menschen sind, die wir in den Kriegsjahren nicht mehr

waren“. 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

20. Dezember 1918 – Ein tief enttäuschter Arbeiterrat Ernst Toller

Berlin - München * Ernst Toller hat für Südbayern als Delegierter am Berliner Reichsrätekongress

teilgenommen. Tief enttäuscht fährt er nach München zurück:    „Der deutsche Rätekongress

verzichtet freiwillig auf die Macht, das unverhoffte Geschenk der Revolution, die Räte danken ab,

sie überlassen das Schicksal der Republik dem Zufallsergebnis fragwürdiger Wahlen des

unaufgeklärten Volks. […] Die Republik hat sich selbst das Todesurteil gesprochen.“ 
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11. Januar 1919 – Eine Neunerkommission zur Sozialisierung wird gebildet

Essen * Der Essener Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt die Streikinitiative im Ruhrgebiet und

verkündet, er nimmt die Sozialisierung in die eigenen Hände. Dazu wird eine Neunerkommission,

bestehend aus Vertretern der USPD, SPD und KPD, gebildet. Noch am selben Tag wird das Büro

des Kohlensyndikats und das Gebäude des Bergbaulichen Vereins in Essen besetzt. 

13. Januar 1919 – Beschlüsse zur Sozialisierung des Kohlebergbaus bekräftigt

Essen * Eine Konferenz aller Arbeiter- und Soldatenräte des rheinisch-westfälischen

Industriegebiets bekräftigen die am Tag zuvor gefassten Beschlüsse zur Sozialisierung des

Kohlebergbaus. 

19. Januar 1919 – Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten erlassen

Berlin * Die Reichsregierung erlässt Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten, die

der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands am 18. Dezember 1918 beschlossen

hatte. Die Bestimmungen gehen an den Beschlüssen des Rätekongresses vollkommen vorbei

und stärken dafür die Interessen der alten Offizierskorps. 

21. Januar 1919 – Diskussion zur wirksamen Weiterführung des Rätesystems

München * In der Plenarsitzung der bayerischen Räte geht es um die wirksame Weiterführung

des Rätesystems. Es werden zwei Richtungen diskutiert:       Entweder treten die Räte an die

Stelle der Beamtenschaft   oder sie bilden eine souveräne gesetzgebende Körperschaft, die über

die Natur der Gesetze zu entscheiden hat. Die Billigung der Gesetze durch den Landtag ist dann

nur noch eine Formalie.      Beide Fälle gehen von der Voraussetzung aus, dass die Räte das

beherrschende Element im Aufbau der Staatsregierung sind. 

21. Januar 1919 – Die USPD erreicht die Ausschreibung von Wahlen in Bremen

Bremen * Da die Bremer Kommunisten sich aus der Regierung - und damit aus der

Verantwortung - zurückziehen wollen, gelingt es der USPD an diesem 21. Januar - mit

Zustimmung des Arbeiter- und Soldatenrates sowie der Kommunisten -, dass Wahlen
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ausgeschrieben werden. 

8. Februar 1919 – Der Revolutionäre Arbeiterrat verlangt die Freilassung von Max Levien

München * Eine Abordnung des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;verlangt bei

Justizminister&nbsp;Dr. Edgar Jaffé die Freilassung des am Tag zuvor

verhafteten&nbsp;Kommunistenführers&nbsp;Max Levien.&nbsp;

13. Februar 1919 – In München wird ein Rätekongress abgehalten

München-Ludwigsvorstadt * Vom 13. bis zum 20. Februar findet im Münchner Deutschen

Theater ein Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte statt.    Ministerpräsident Kurt

Eisner berichtet über den in Bern stattgefundenen Internationalen Sozialistenkongress. Er

beschimpft dabei die Pressevertreter als Pressegesindel, da sie Berichte gefälscht hätten.

Daraufhin verlassen die Anwesenden Pressevertreter den Kongress und stellen die

Berichterstattung ein. Sämtliche Münchner Blätter protestieren in einer Erklärung gegen diese

Behandlung der Presse.    Unabhängig davon wird der Kongress - allerdings ohne Erfolg -

versuchen, die Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern sicherzustellen. 

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

13. Februar 1919 – Verhandlungen zur Sozialisierung der Bergbaubetriebe

Weimar - Essen * In Weimar beginnen die Verhandlungen zwischen der Regierung und den

Vertretern der Essener Neunerkommission, dem Bezirksbetriebsrat Halle, der Gewerkschaften

und der Arbeitgeber.    Die Regierung weigert sich, den Betriebsräten außer

sozialpolitischen&nbsp;Rechten weitere Funktionen im wirtschaftlichen und politischem Raum

zuzugestehen. Der umfassende Kontrollanspruch der Arbeiterräte wird abgelehnt.&nbsp;
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14. Februar 1919 – Die sofortige Wiedereinsetzung des Generalsoldatenrates gefordert

Münster - Weimar * Vertreter der Arbeiter- und Soldatenräte fordern von der Reichsregierung die

sofortige Wiedereinsetzung des Generalsoldatenrates in Münster und drohen ab 18. Februar mit

einem Generalstreik.&nbsp;

15. Februar 1919 – Die Ministerkrise wird für beendet erklärt

München-Ludwigsvorstadt * Die Ministerkrise, die Albert Roßhaupter durch seinen Aufruf an die

wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ ausgelöst hat, ist beendet.

Ministerpräsident&nbsp;Kurt Eisner gibt gegenüber dem Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;eine entsprechende Erklärung ab.&nbsp;

16. Februar 1919 – Kundgebung auf der Theresienwiese fordert Existenz der Räte

München-Theresienwiese * Die von Teilnehmern des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte organisierte und veranstaltete Kundgebung auf der Theresienwiese fordert die

Sicherstellung der Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern.    Ein

Demonstrationszug - unter Beteiligung von Ministerpräsident Kurt Eisner und Felix Fechenbach -

zieht ohne Zwischenfälle von der Theresienwiese über die Innenstadt zur Ludwigstraße und

wieder zurück. 

17. Februar 1919 – Auch in Mitteldeutschland wird gestreikt

Mitteldeutschland * Im mitteldeutschen Industriegebiet beginnt ein Generalstreik, nachdem das

Wolff‘sche Telegraphenbüro meldete: „Kein Mitglied des Kabinetts denkt daran oder hat je daran

gedacht, das Rätesystem in irgendeiner Form, sei es in der Verfassung, sei es in dem

Verwaltungsapparat, einzugliedern.“&nbsp;

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter
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Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon

deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

20. Februar 1919 – Die Räte als Träger einer Zweiten Revolution

München * Kurt Eisner spricht in seiner Schlussansprache des Rätekongresses hoffnungsvoll von

den Räten als Träger einer Zweiten Revolution: „Sie wird kein Plündern, kein Straßenkampf sein,

sie ist die Sammlung der Massen in Stadt und Land, die ausführt, was die erste Revolution

begonnen hat. […]   Das bayerische Volk hat sich den Landtag zusammengewählt, wie er nun

einmal da ist. Es haben ja auch Kretinenanstalten dazu mitgewirkt! Die Mehrheit, die Bürgerlichen

sollen nun bürgerliche Politik treiben. Wir werden sehen, ob sie regierungsfähig sind. Inzwischen

sollen die Räte ihr Werk tun, die neue Demokratie aufzubauen.“ 

21. Februar 1919 – Die Öffentlichkeit reagiert politisch desorientiert

München * Die Öffentlichkeit, die das feige Attentat auf Kurt Eisner verabscheut, reagiert politisch

desorientiert. Das wirkt sich in einem Zweifel an der Richtigkeit der Wiedereinführung des

Parlamentarismus aus und führt zu einer raschen Wiederbelebung der Tätigkeit der Räte. Oskar

Maria Graf beschreibt in „Wir sind Gefangene“ die Situation:     „Ich sah Zitternde, ich sah

Wutblasse und Blutgierige. Überall wiederholte sich das gleiche Schreien nach Rache. Die

Massen kamen ins Treiben, der Strom floss durch die Stadt. Das war anders, ganz anders als am

7. November. Wenn jetzt einer aufgestanden wäre und hätte gerufen: ‚Schlachtet die Bürger!

Zündet die Stadt an! Vernichtet alles!‘ es würde geschehen sein.       Die tausend kleinen Stürme

hatten sich vereinigt, und ein einziger dumpfer, dunkler, ungewisser Losbruch begann. Ich spürte

es an mir am genauesten: Noch nie war ich so völlig Massentrieb gewesen wie jetzt, noch nie war

ich so eins mit den Tausenden.       Auf die Theresienwiese jagten die Züge. Unter der Bavaria

redeten viele; Toller trug ein Gedicht vor. Die Frauen wurden ergriffen davon, die Männer

schrieen nach Waffen. Dann wurde verkündet, im Zeughaus seien sie. Ein dichter Haufen zog

dahin ab, ich lief mit dem Zug wieder in die Stadt.    Voran marschierten Matrosen und Soldaten

wie zum Sturm. Die roten Fahnen wehten. Die verschlossenen Türen des Deutschen Theaters

Münchner Zeitensprünge Seite 30/46



wurden eingeschlagen, die Scheiben klirrten, es krachte, und alles peitschte in den Saal. ‚Der

Arbeiter- und Soldatenrat tagt von heut‘ ab in Permanenz!‘ brüllte ein Matrose.“ 

21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene

Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit

rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners

Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch
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führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des

Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

21. Februar 1919 – Der Generalstreik in und um Münster wird beendet

Münster * Die Arbeiter- und Soldatenräte brechen den Generalstreik in und um Münster ab. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung
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behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

22. Februar 1919 – Sofortige Ausrufung einer sozialistischen Räterepublik beschlossen

München * Arnold Wadler bringt im Namen des Revolutionären Arbeiterrats auf einer

Versammlung von Münchner Räten, den Antrag zur „sofortigen Ausrufung der sozialistischen

Räterepublik“. Der Antrag wird - nach einer kontroversen Debatte - einstimmig angenommen. 

23. Februar 1919 – Ein revolutionärer Arbeiterrat regiert in Bad Aibling

Bad Aibling * Ein revolutionärer Arbeiterrat wird in Bad Aibling zusammengesetzt. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    
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die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

25. Februar 1919 – Der Kongress der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte tagt

München-Kreuzviertel * Vor dem schwarz und rot umflorten Bildnis Kurt Eisners und unter teils

chaotischen Verhältnissen tagen die Delegierten der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte bis zum 8. März 1919 im Münchner Landtagsgebäude.      Radikale linke

Gruppierungen, die im Plenum klar in der Minderheit sind, versuchen durch Versammlungen und

Demonstrationen sowie durch massive Störungen von den Tribünenplätzen aus die

Entscheidungen der Delegierten zu beeinflussen.      Am Rätekongress nimmt Johannes

Hoffmann nicht teil, weil er sich gegen eine mögliche Räteregierung stellt. Im Gegenzug lehnt der

Rätekongress Hoffmann als neuen Kultusminister ab. 

27. Februar 1919 – 76 Nicht-delegierte beteiligen sich an Abstimmungen

München * Am Rätekongress wird festgestellt, dass 76 Personen an den Beratungen teilnehmen,

die nicht delegiert sind. Sie werden vom Kongress ausgeschlossen. Man beschließt, am nächsten

Rätekongress die Zahl der Delegierten auf 250 zu begrenzen. 

28. Februar 1919 – Demonstrationszüge zur Befreiung der Inhaftierten

München * Im Wagnersaal und im Mathäserbräu tagen die Unabhängigen

Sozialdemokraten beziehungsweise die Kommunisten, als die Nachrichten über die Verhaftungen

im Landtagsgebäude eintreffen.      Spontan bilden sich Demonstrationszüge zur Befreiung der

Inhaftierten. Von der Türkenkaserne schließt sich ihnen eine Abordnung des Leibregiments an.

Der inzwischen vereinigte Demonstrationszug bewegt sich zum Landtagsgebäude in der
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Prannerstraße, wo die inzwischen befreiten Gefangenen zur Menge sprechen und sich die

Demonstration daraufhin unter Hochrufen auf die Räte auflöst. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus

München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und

erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir
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dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – 304 Delegierte stimmen namentlich ab

München * Bei der namentlichen Abstimmung am Rätekongress nehmen 304 Delegierte teil. Da

sind die 76 Nichtberechtigten vom Vortag bereits ausgeschossen. 

28. Februar 1919 – Der Antrag auf Ausrufung einer Räterepublik wird abgelehnt

München * Nun kann abgestimmt werden. Erich Mühsams Antrag auf Ausrufung einer

Räterepublik wird mit 234 zu 70 Stimmen abgelehnt. Dafür einigen sich die Rätevertreter auf den

vorgelegten Kompromissantrag. 

3. März 1919 – Den Generalstreik zum bewaffneten Aufstand ausgeweitet

Berlin * Enttäuscht über die politische Entwicklung der Revolution von 1918/19, weiten Anhänger

der Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD einen Generalstreik zu einem bewaffneten

Aufstand aus. Ihre Ziele sind dieselben wie beim Spartakusaufstand im Januar 1919:       Sturz

der Reichsregierung,   Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte und   Errichtung einer

Räterepublik nach sowjetrussischem Vorbild.      Zentrum der bürgerkriegsartigen Kämpfe ist die

Innenstadt mit dem Berliner Polizeipräsidium am Alexanderplatz sowie Lichtenberg. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen
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Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

7. März 1919 – Der Aktionsausschuss hat sich konstituiert

München * Der Aktionsausschuss hat sich konstituiert. Er besteht aus 35 Mitgliedern, zwei mehr

als ursprünglich vorgesehen.     Danach wählt der Aktionsausschuss aus seiner Mitte

den Zentralrat. Den Vorstand des Zentralrats bilden:       Ernst Niekisch [Vorsitzender,

Arbeiterrat],   Anton Hofmann [stellvertretender Vorsitzender, Bauernrat],   Fritz Soldmann

[Schriftführer, Arbeiterrat],   Johann Panzer [stellvertretender Schriftführer, Soldatenrat].     

Dem Zentralrat gehört kein Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats an. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

8. März 1919 – Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags

München * SPD, USPD und der Bauernbund legen dem Rätekongress einen gemeinsamen

Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags vor. Der Rätekongress nimmt den Antrag gegen

die Stimmen der extremen Linken an. Dem Antrag voraus geht die Ablehnung, Bayern zur

sozialistischen Räterepublik auszurufen.    Aus Protest gegen diese Beschlüsse erklären die zwei

Vertreter des Revolutionären Arbeiterrats, Max Levien und August Hagemeister, sowie Fritz

Sauber vom Soldatenrat, ihren sofortigen Austritt aus dem Zentralrat. 
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10. März 1919 – Bedauerliche Übergriffe der Räte

München * Auf einer Besprechung des Zentralrats mit den Vertretern der Exekutivorgane der

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sowie sämtlicher Ministerien wird widerspruchslos

festgestellt, dass die Räte „die Grenzen ihrer Zuständigkeiten nicht selten überschreiten und in

manchen Fällen sogar zu recht bedauerlichen Übergriffen sich hinreißen“ lassen würden.&nbsp;

11. März 1919 – Hinweise für die Räte

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat gibt ein Schreiben an die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte heraus, in dem diese aufgefordert werden, Hausdurchsuchungen und

Beschlagnahmungen von Lebensmitteln nur mit Hinzuziehung der Polizeibehörden

durchzuführen.    Beamtenabsetzungen durch örtliche Räte sind nicht erlaubt. Es müsse erst ein

Antrag auf Entlassung an den Zentralrat gerichtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass

„Missgriffe der Räte […] die schlimmsten Feinde des Rätegedankens“ sind. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft
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abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

19. März 1919 – Die neu ernannten Minister kommen zu ihrer ersten Sitzung zusammen

München-Kreuzviertel *&nbsp;Die neu ernannten Minister kommen zu ihrer ersten Sitzung

zusammen. Bei der ersten Sitzung des Ministerrats nehmen nach der am 8. März vom

Rätekongress beschlossenen Vereinbarung je ein Mitglied der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte mit beratender Stimme teil.&nbsp;

22. März 1919 – Diskussion um die Installation von Betriebsräten

Weimar * Auf der erste Parteikonferenz der SPD nach dem Krieg kommt es zu kontroversen

Diskussionen in der Frage der Installation von Betriebsräten.    Carl Legien, der Vorsitzende der

Generalkommission der freien Gewerkschaften, warnt davor, den Arbeiterräten das Recht der

Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zuzugestehen. Denn „dann haben die

Gewerkschaften keine Existenzberechtigung mehr“. 

23. März 1919 – Einführung der Betriebsräte auf SPD-Konferenz beschlossen

Weimar * Die SPD-Parteikonferenz beschließt die Einführung der Betriebsräte:       „Zur

Mitwirkung an Sozialisierungsmaßnahmen, zur Kontrolle sozialistischer Betriebe, zur

Überwachung der Gütererzeugung und Verteilung im gesamten Wirtschaftsleben sind gesetzlich

geordnete Arbeitervertretungen zu schaffen.    In dem zu diesem Zweck schleunigst zu

schaffenden Gesetz sind Bestimmungen zu treffen über die Wahl und Aufgaben von Betriebs-,

Arbeiter- und Angestelltenräten, die bei der Regelung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse

gleichberechtigt mitzuwirken haben.    Es sind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzusehen, die vor dem Erlass wirtschaftlicher und sozialpolitischer Gesetze

ebenso wie die Vertretungen aller übrigen schaffenden Stände gutachtlich zu hören sind und

selbst Anträge auf Erlass solcher Gesetze stellen können.    Die entsprechenden Bestimmungen

sind in der Verfassung der deutschen Republik festzulegen.“&nbsp;
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30. März 1919 – Essen: Unbefristeten Generalstreik beschlossen

Essen * Die Schachtdelegiertenkonferenz beschließt in Essen einen unbefristeten Generalstreik.

Die Forderungen sind ebenfalls politisch motiviert. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter-

und Soldatenräte,   die sofortige Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen

Kommandogewalt,   die Einführung der Sechs-Stunden-Schicht und   die Entwaffnung der Polizei

im Industriegebiet und ganz Deutschland.&nbsp;

4. April 1919 – Generalstreik in Augsburg ausgerufen

Augsburg - München * In Augsburg rufen Arbeiterräte einen Generalstreik aus.&nbsp;Eine

Delegation der Augsburger Räte erscheint am Abend im Ministerrat und trägt ihre Forderung

nach Ausrufung einer Räterepublik vor. Die SPD-Minister lehnen eine Räterepublik nicht

kategorisch ab, wollen aber in Abwesenheit des Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann keine

Entscheidung treffen.&nbsp;

6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

6. April 1919 – Die Fürther wollen eine Räteregieung und eine Rote Armee

Fürth * In Fürth erklärt der Arbeiter- und Soldatenrat und in der Nacht zum 7. April, dass er „sowie
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die gesamte Garnison […] auf dem Boden der Räteregierung“ steht.&nbsp;Die Fürther fordern:

„Die Bildung einer roten Armee solle aus revolutionär sozialistischen Arbeitern sofort

vorgenommen werden“.&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit

Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die

Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle

zu.&nbsp;

7. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat proklamiert die Räterepublik

München * In Zeitungen und auf Flugblättern proklamiert der Revolutionäre Zentralrat die

Räterepublik.&nbsp;Der Landtag wird als „aufgelöst“ erklärt. Das von ihm eingesetzte Ministerium

sei zurückgetreten. (Was nicht stimmt.)&nbsp;Außerdem wird erklärt, dass die gesamte

öffentliche Gewalt und die Kontrolle der Verwaltungen durch die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte übernommen wird.&nbsp;

8. April 1919 – Ein reines Rätesystem wird vom Reichsrätekongress abgelehnt

Berlin * Robert Leinert (SPD), der Vorsitzende des Zentralrats der Deutschen sozialistischen

Republik, eröffnet in Berlin den Zweiten Kongress der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte

Deutschlands. Der Kongress dauert bis zum 14. April.       Der Kongress lehnt die Einführung

eines reinen Rätesystems als Alternative zur parlamentarischen Demokratie mit großer Mehrheit

ab.&nbsp;   Ein Antrag, der eine gleichberechtigte Kammer der Arbeit neben den Reichstag

stellen möchte, wird dagegen angenommen. Vom Grundgedanken einer Demokratisierung der

Betriebs- und Wirtschaftsverfassung werden nur die Personal- und&nbsp;Betriebsräte übrig

bleiben.&nbsp;
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9. April 1919 – Erich Mühsam übernimmt kein Amt für die Räterepublik

München * Erich Mühsam teilt in einem öffentlichen Aufruf mit, dass er so lange kein öffentliches

Amt für die Räterepublik übernehmen wird, bis die Einigung der Arbeiterschaft, symbolisiert durch

die Mitarbeit der Kommunisten, Wirklichkeit geworden ist.&nbsp;

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier

München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

12. April 1919 – Die Räteregierung in Fürth wird abgesetzt

Fürth * Nach lediglich fünf Tagen wird die Räteregierung in Fürth durch Abstimmungen im

Arbeiterrat und bei einer Garnisonsversammlung für abgesetzt erklärt.&nbsp;

15. April 1919 – Truppen der Bamberger Regierung rücken in Dachau ein

Dachau * Als die Truppen der bayerischen Exil-Regierung in Dachau einrücken, wird der
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amtierende Arbeiter- und Bauernrat beim zuständigen Major vorstellig und fordert diesen zum

Abzug vom Schlossberg auf, da Dachau sonst beschossen werden könnte.&nbsp;Der Major

kommt der Aufforderung umgehend nach.&nbsp;

15. April 1919 – Von der Eichstätter Willibaldsburg ins Zuchthaus Ebrach

Eichstätt - Ebrach * Die von der Republikanischen Schutztruppe im Wittelsbacher Palais

festgenommenen Personen, darunter der Münchner Arbeiterrat Erich Mühsam, werden von der

Eichstätter Willibaldsburg ins Zuchthaus Ebrach gebracht und dort in Isolierhaft verwahrt.&nbsp;

16. April 1919 – Erich Mühsam tritt in den Hungerstreik

Ebrach * Erich Mühsam tritt im Zuchthaus Ebrach in einen Hungerstreik, um gegen seine

Verhaftung und die Zustände im Zuchthaus zu protestieren. 

17. April 1919 – Offizieller Haftbefehl erlassen und nachgeschoben

München * Gegen die am 13. April im Wittelsbacher Palais festgenommenen Personen, darunter

Erich Mühsam, wird erst jetzt ein offizieller Haftbefehl erlassen.     Eine

schriftliche Haftanordnung des Staatsanwalts lag bis zu diesem Zeitpunkt nicht vor. 

18. April 1919 – Verschleppt ins Zuchthaus Ebrach

München - Ebrach&nbsp;* Am Nachmittag erfährt das Mitglied

des&nbsp;Vollzugsrats&nbsp;Wilhelm Karl Duske, dass im&nbsp;Zuchthaus Ebrach&nbsp;die

gewaltsam entführten 13&nbsp;Linken, darunter die acht Mitglieder des&nbsp;Zentralrats, wie

die&nbsp;Volksbeauftragten&nbsp;Dr. Franz Lipp und Fritz Soldmann, sowie

der&nbsp;Wohnungskommissar&nbsp;Dr. Arnold Wadler und

der&nbsp;Münchner&nbsp;Arbeiterrat&nbsp;Erich Mühsam, einsitzen.&nbsp;    Rudolf Egelhofer

erklärt dazu:&nbsp;„Wir können nichts weiter tun, als Hoffmann-Genossen festnehmen“.

29. April 1919 – In Kolbermoor regiert ein Revolutionärer Arbeiterrat
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Kolbermoor * In Kolbermoor regiert ein Revolutionärer Arbeiterrat. 

4. Mai 1919 – Josef Sontheimer wird im Franziskaner-Keller hinterrücks ermordet

München-Au * Josef Sontheimer wird von einer Abteilung des aus Thule-Kampfbündlern

bestehenden Freikorps Oberland verhaftet und im Franziskaner-Keller hinterrücks ermordet,

nachdem man ihm zuvor - scheinheilig - die Möglichkeit zur Flucht gegeben hat. Sontheimer war

ein führendes Mitglied der Münchner Arbeiter- und Soldatenräte. 

4. Mai 1919 – Die Perlacher Pastoren-Ehefrau fühlte sich von Kommunisten bedroht

Perlach * Am Abend erklärt Korpskommandeur Hans von Lützow Major Walter Schulz, dass er

einen telefonischen Hilferuf von Frau Betty Hell, der Ehefrau des evangelischen Pfarrers von

Perlach, erhalten habe. Die Pastorenfrau fühlte sich von Perlacher Kommunisten bedroht.    Die

Bedrohung beruhte darauf, dass die genannten Rotgardisten Kartoffeln beschlagnahmten, die

ursprünglich für die Herstellung von Schnaps in der Schnapsfabrik Wolfram vorgesehen waren.   

Bei den sogenannten Rotgardisten handelt es sich zum Teil um Mitglieder des Perlacher

Arbeiterrates, der sich auch um Versorgnungs- und Wohnungsfragen kümmerte oder zur

Überwachung des Personen- und Warenverkehrs, auch zur Eindämmung des Schwarzmarktes,

Reisende am Bahnhof kontrollierte. Das Verbrechen bestand demzufolge darin, dass sie die

Kartoffeln zur Ernährung und nicht zur Herstellung von Spirituosen verwenden wollten.    Schulz

beauftragt den als „energischen Mann“ bekannten Leutnant Georg Pölzing mit der Durchführung

der Hilfeleistung. Dieser rückte sofort mit zwei Lastwagen und etwa vierzig Mann aus. Leutnant

Pölzing ist im Besitz einer Liste, auf der die „gefährlichen Kommunisten“ aufgeführt sind. 

5. Mai 1919 – 12 Perlacher Arbeiter werden im Hofbräukeller hingerichtet

München-Haidhausen * Der 19-jährige Konrad Zeller sagt als Zeuge der Erschießungen im

Hofbräukeller folgendes aus: „Gleich nach unserer Ankunft im Hofbräukeller mussten wir in Reihe

antreten. Jemand, wer weiß ich nicht, gab den Befehl: ‚Ludwig raus‘. Ludwig wurde von 2

Soldaten hinter das Auto geführt. Gleich darauf krachte es 2 oder 3 mal. Ich glaube, dass Ludwig

sofort erschossen worden ist“.    Gegen Mittag werden die übrigen elf Perlacher von

Erschießungskommandos hingerichtet. Bei den Ermordeten handelt es sich um den bereits

erwähnten Hafnermeister Josef Ludwig sowie die Hilfsarbeiter Artur Koch, Johann Keil, Sebastian

Hufnagel, Albert Dengler, sowie den Arbeiter Albert Krebs, der Schweizer Staatsbürger war,
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weiters um den Schreiner Georg Jakob, den Maurer Josef Jakob, den Eisenbahnarbeiter Georg

Eichner, den Arbeiter Konrad Zeller, den Korbmacher August Stöber und den Former Johann

Fichtl.    Josef Ludwig ist Vorsitzender des Perlacher Arbeitersrats, dem aus dem Kreis der

Ermordeten noch Josef Jakob und August Stöber angehören. Außerdem ist Ludwig Mitglied im

Gemeindeausschuss und steht dem wichtigen Lebensmittelausschuss vor.     Von den zwölf

Ermordeten sind zehn Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD. Zwei der Getöteten sind Junggesellen; insgesamt werden zehn Frauen zu Witwen, die

sich um 46, davon 35 minderjährige Kinder [!], sorgen müssen. 

16. März 1920 – Gustav Ritter von Kahr wird bayerischer Ministerpräsident

München * Nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch wird der evangelische Monarchist Gustav Ritter von

Kahr zum Nachfolger von Johannes Hoffmann zum bayerischen Ministerpräsidenten gewählt.   

Kahr steht einer bürgerlichen Rechtsregierung vor und betreibt eine eigenständige Stellung

Bayerns innerhalb des Deutschen Reiches. Gestützt auf seine Einwohnerwehr lässt er die

Arbeiter- und Soldatenräte auflösen und begründet den Ruf Bayerns als „Ordnungszelle des

Reiches“.&nbsp;

21. Mai 1920 – Die Arbeiter- und Bauernräte werden abgeschafft

München * Der Bayerische Landtag beschließt das Gesetz über die Aufhebung der Arbeiterräte.

Damit werden die Richtlinien für die Bauernräte vom 26. November 1918 und die Bestimmungen

für die Arbeiterräte vom 17. Dezember 1918, die die rechtlichen Grundlagen für die Arbeit der

Bauern- und Arbeiterräte bildeten, abgeschafft. 

8. November 1993 – Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel drückt sich beim Festakt

München * Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel drückt sich am 75. Jahrestag der Revolution und

der Freistaatgründung an der Teilnahme eines Festaktes, da er „die Geburtsstunde des

demokratisch verfassten Bayern nicht mit der Ausrufung der Räterepublik durch Kurt Eisner in

Verbindung zu bringen vermag“.  Zur Ausrufung der Räterepublik kam es allerdings erst nach

einer verlorenen Wahl und der Ermordung Kurt Eisners durch den rechtsradikalen Anton Graf

Arco auf Valley. Unter Eisners Revolutionsregierung gab es lediglich provisorische Arbeiter-,

Soldaten- und Bauernräte. 
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16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“
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